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Die Beschäftigten von Bund und Kommunen haben ihre Kraft gezeigt. 
500.000 beteiligten sich im Frühjahr an Warnstreiks. Mit dabei auch  
etliche Kolleginnen und Kollegen aus der Altenpflege. Sie sind mit  
eigenen Aktionen sichtbar geworden und haben zum Tarifergebnis 
beigetragen. Um 200 Euro plus 5,5 Prozent steigen die Löhne ab März 
2024. Die Zeit bis dahin überbrücken steuer- und abgabenfreie Einmal-
zahlungen von insgesamt 3.000 Euro. Mehr als 100.000 Beschäftigte 
sind im Frühjahr ver.di beigetreten. Auch in der kommunalen Altenpflege 
sind wir stärker geworden. Wir haben aktive Kolleg*innen gefragt, wie 
sie die Bewegung erlebt haben und was sie aus ihr mitnehmen.

Warnstreiks in der kommunalen Altenpflege

Starke Bewegung

Gesundheit,  
Soziale Dienste, Bildung  
und Wissenschaft

Sandra Pohl
Altenpflegerin und  
Betriebsrätin in den  
Alteneinrichtungen  
der Stadt Oberhausen  
(ASO gGmbH)

Matthias Beckmann 
Fachaltenpfleger und 
Personalrat in den 
Alten- und Altenpfle-
geheimen der Stadt 
Wuppertal

»Die Aktionen in der Tarifrunde 
waren bei uns ein großer Erfolg. 
Früher war bei Warnstreiks nur ein 
Händchenvoll Leute dabei. Diesmal 
waren es richtig viele, auch weil es 
zum ersten Mal eine Notdienstver-
einbarung gab. Erstmals seit 1992 
hatten wir in Oberhausen einen 
eigenen Streiktag für die Altenpflege. 
Da hat sich gezeigt: Die Altenpflege 
ist wichtig und läuft nicht nur mit. 
Wir hatten in der Tarifbewegung 73 
Eintritte. Jetzt ist die Mehrheit bei 
ver.di organisiert. Das stärkt uns für 
die Zukunft.«

»Ob aus der Pflege, der Wäscherei, 
dem Sozialdienst oder anderen 
Bereichen – es haben sich in dieser 
Tarifrunde viel mehr an den Warn-
streiks beteiligt als sonst. Zusammen 
mit den Kolleg*innen aus Solingen 
hatten wir sogar einen eigenen Al-
tenpflege-Streiktag. Wir sind sichtbar 
geworden und haben auf die katas-
trophalen Zustände in der Branche 
hingewiesen. Die mitgemacht ha-
ben, sind sicher auch beim nächsten 
Mal dabei. Gar nicht so wenige sind 
auch bei ver.di eingetreten. Das 
macht uns stärker.«

mitgliedwerden.verdi.de

Altenpflegerinnen aus Solingen weisen darauf hin, dass wegen des 
Notdienstes nicht alle Kolleg*innen am Streik teilnehmen konnten.
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Martina Albers 
Köchin und Betriebs- 
rätin in den Alten- 
pflegezentren  
der Stadt Solingen

»Früher hieß es, wir könnten nicht 
streiken. Das bricht langsam auf. 
An den Warnstreiks haben sich viele 
beteiligt. Es hätten allerdings noch 
mehr sein können. Denn etliche 
mussten Notdienst leisten. Das 
haben wir mit aufblasbaren Puppen 
sichtbar gemacht. Diese ›Pflegekräf-
te‹ hatten Schilder um den Hals: 
›Ich musste bleiben‹ und ›Ich wollte 
auch streiken‹. Das hat ganz schön 
Aufsehen erregt. Überhaupt: Die 
Altenpflege ist sichtbar geworden. 
Und mit dem Verhandlungsergebnis 
sind wir auch zufrieden.«
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AWO Schwedt: Warnstreiks wirken
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Das hat es in Schwedt noch nicht gege-
ben: Mit Trillerpfeifen, Trommeln, Fahnen 
und Transparenten zogen Ende Juni rund 
70 Beschäftigte der Arbeiterwohlfahrt 
durch das kleine Städtchen im äußersten 
Osten Brandenburgs. Es war die erste 
Arbeitsniederlegung nicht nur beim 
AWO-Ortsverein, sondern in Schwedt 
überhaupt. Und sie war erfolgreich: 
Nach zwei Warnstreiktagen unterschrieb 
der Arbeitgeber einen Haustarifvertrag, 
der den Beschäftigten in den Senioren-
zentren, ambulanten Pflegediensten und 
Begegnungsstätten deutliche Verbesse-
rungen bringt.
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»Wir zeigen uns jetzt«
»Im Himmel gibt es keine Inflation – auf 
Erden schon«, heißt es auf einem Transpa-
rent, das Beschäftigte aus der diakonischen 
Altenhilfe am 22. Juni im nordhessischen 
Eschwege in die Höhe halten. Darunter  
haben mehr als 550 Kolleg*innen für die 
ver.di-Tarifforderungen unterschrieben: 450 
Euro mehr im Monat und eine sofortige 
Inflationsausgleichprämie. »Ich bin seit 25 
Jahren im Betrieb und es ist das erste Mal, 
dass wir eine solche Protestaktion auf die 
Beine gestellt haben«, freut sich Sebastian 
Perels von der ver.di-Verhandlungskommis-
sion. Früher, als die Löhne auf dem kirch-
lichen »Dritten Weg« festgelegt wurden, 
war solches Engagement nicht gefragt. Im 
April 2022 hat ver.di für rund 1.700 Be-
schäftigte in der hessischen Diakonie einen 
Tarifvertrag geschlossen. Seither sind sie 
direkt in die Verhandlungen einbezogen. 
»Richtig gut« findet das die gelernte Heil-
erziehungspflegerin Franziska Keudel. »Wir 
zeigen uns jetzt.«     t1p.de/dia-hessen

 

AWO-Beschäftigte ziehen am 27. Juni lautstark durch Schwedt.

»Jahrzehntelang hat der Vorstand ent-
schieden, was angeblich gut für uns ist – 
das wollten wir nicht länger akzeptieren«, 
erklärt der Altenpfleger und Betriebsrat 
Alexander Grunwald. »Es war klar: Wenn 
wir nicht selbst den Arsch hochkriegen, 
verbessert sich nichts.« Noch im Dezem-
ber waren lediglich elf AWO-Beschäftigte 
in Schwedt bei ver.di organisiert. Jetzt 
sind es fast 90. »Wir haben allen erklärt, 
dass nur sie selbst an der unzureichenden 
Bezahlung etwas ändern können. Das 
haben viele verstanden. Am Ende waren 
sie richtig heiß darauf, zu streiken und 
sich endlich mal zu zeigen.«

Der so erzielte Tarifabschluss beschert 
ihnen zwischen 10 und 20 Prozent mehr 
Geld. Zudem wird die Wochenarbeitszeit 
von 40 auf 39 Stunden reduziert – bei 
vollem Lohnausgleich. Hinzu kommen 
höhere Zuschläge, eine bessere Vergü-
tung der Auszubildenden und Inflations-
ausgleichsprämien von insgesamt 1.300 
Euro. ver.di-Mitglieder bekommen noch-
mal 300 Euro oben drauf. »Auf diesem 
Erfolg können wir aufbauen«, meint 
Alexander Grunwald. »Der Tarifvertrag 
läuft bis Juni 2024, dann haben wir die 
Möglichkeit, weitere Verbesserungen 
durchzusetzen.« 

DIAKONISCHE ALTENPFLEGE IN HESSEN

ver.di



AWO-Beschäftigte ziehen am 27. Juni lautstark durch Schwedt.

Beschäftigte aus der Altenpflege haben am 5. Juli mit vielen anderen bei der 
Gesundheitsministerkonferenz in Friedrichshafen demonstriert. Einige sind 
sogar aus Dresden mit dem Rad gekommen. 
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640 Kilometer Protest 
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»Wir müssen Ausdauer zeigen«, sagt 
der Betriebsratsvorsitzende des AWO-Se-
niorenzentrums Schwafheim im nord-
rhein-westfälischen Moers, Hajo Schnei-
der. »Schon seit Jahren kämpfen wir für 
genug Personal und gute Bezahlung in 
der Altenpflege. Und wir bleiben dran!« 
Um das deutlich zu machen, hat er sich 
mit anderen ver.di-Aktiven auf den Weg 
gemacht nach Friedrichshafen – mit dem 
Fahrrad, 640 Kilometer von Dresden aus. 

Zwischenstopp am 3. Juli in Langenau 
am Rande der Schwäbischen Alb, wo die 
Radler von Beschäftigten des Sonnen-
hofs der Evangelischen Heimstiftung mit 
Plakaten willkommen geheißen werden. 
»Ich finde es super-cool, dass die Kolle-
gen solche Strapazen auf sich nehmen, 
um der Altenpflege Aufmerksamkeit zu 
verschaffen«, sagt die Altenpflegerin 
Ilka Steck, die sich in der Mitarbeiterver-
tretung und bei ver.di engagiert. »Das ist 
auch dringend nötig, denn die Probleme 
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werden immer größer. Wir brauchen 
endlich einheitliche und bedarfsgerechte 
Personalvorgaben, die auch verbindlich 
sind. Es muss überall nach maßgeblichen 
Tarifverträgen bezahlt werden. Und nicht 
zuletzt braucht es den Ausbau der Pfle-
geversicherung zu einer Solidarischen 
Pflegegarantie.«

Großer Jubel kommt auf, als der 
Fahrradkorso am 5. Juli am malerischen 
Bodenseeufer auf den Kundgebungs-
platz fährt. »Wir wollen mit unserer Fahrt 
Mut machen«, erläutert der Vorsitzende 
des ver.di-Bundesfachbereichsvorstands, 
Johannes Hermann, der die Tour initi-
iert hat. »Damit wir uns zusammen auf 
den Weg machen – manchmal auch 
bei Gegenwind und Regen –, um etwas 
zu verändern.« Wie dringlich Verände-
rungen sind, symbolisiert eine weitere 
kreative Protestaktion: Einige der rund 
600 Demonstrant*innen springen mit 
Rettungsringen und Transparenten in den 

Bodensee, um deutlich zu machen, dass 
den Gesundheitsbeschäftigten das Was-
ser bis zum Hals steht.

»Euch ist kein Weg zu weit, kein 
Wasser zu kalt, um zu zeigen: Wir wol-
len endlich gute Arbeitsbedingungen im 
Gesundheitswesen«, sagt ver.di-Bundes-
vorstandsmitglied Sylvia Bühler bei der 
Kundgebung. »Markt und Wettbewerb 
haben das Gesundheitswesen zerstört«, 
kritisiert die Gewerkschafterin und ver-
weist unter anderem auf die Insolvenzen 
kommerzieller Pflegeketten wie Curata 
und Convivo, die tausende Bewohner*in-
nen und Beschäftigte betreffen. »Das ist 
ein politisches Versagen. Unsere Antwort 
lautet: Gemeinwohl statt Profit, Solidari-
tät statt Wettbewerb.«

   gmk2023.verdi.de

600 Beschäftigte demonstrieren am 5. Juli bei der Gesundheitsministerkonferenz in Friedrichshafen.

Die Fahrraddemo macht einen Zwischenstopp in 
Langenau (Foto rechts) und kommt nach sechs Ta-
gen schließlich in Friedrichshafen an (Foto links).

Pflege? Aber sicher! Ein breites Bünd-
nis aus Gewerkschaften und Sozialver-
bänden hat im Juli einen Aufruf für eine 
solidarische Pflegevollversicherung ver-
öffentlicht. Diese müsse in Zukunft alle 
pflegebedingten Kosten übernehmen. 

   t1p.de/kritik-reform

GESUNDHEITSMINISTERKONFERENZ
Pascal Klein

ver.di (2)
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PETITIONDEUTSCHES ROTES KREUZ PFLEGEKAMMER

Auch im Jahr 2023 haben kirchlich Be-
schäftigte noch nicht dieselben Rechte 
wie ihre Kolleg*innen in weltlichen 
Betrieben. Eine von ver.di-Aktiven ge-
startete Petition fordert, die kirchlichen 
Sonderregeln im Arbeitsrecht endlich 
zu beseitigen. 
£   gleichesrecht.verdi.de

TERMINE  

9. bis 11. Oktober 2023  
24. bis 26. Januar 2024  
3. bis 5. April 2024
Seminare für betriebliche Inte- 
ressenvertretungen zur Personal-
bemessung in der Altenpflege
£   verdi-bub.de/3892 

22. November 2023
ver.di-Aktionstag Altenpflege  

23. bis 24. November 2023
Fachtagung Altenpflege in Berlin
£   verdi-bub.de/fachtagung-altenpflege 

DIE GOLDENE BETTPFANNE

Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) hat dem Land für 2024 
einen Haushalt verordnet, dessen soziale Schieflage ins Auge sticht. Die 
Rechnung: Beharren auf der Schuldenbremse + Blockade von Steuerer-
höhungen für Vermögende + deutlich mehr Geld für Rüstung = massive 
Kürzungen bei Gesundheit und Bildung. Gestrichen wird unter ande-
rem der Bundeszuschuss von einer Milliarde Euro für die soziale Pflege-
versicherung. Ausgerechnet! Angesichts immer mehr pflegebedürftiger 
Menschen, dringend nötiger Gehaltserhöhungen und mehr Personal 
sind steigende Ausgaben unvermeidlich. Doch die Bundesregierung ver-
weigert nicht nur die längst überfällige Reform der Pflegeversicherung, 
sondern kürzt nun noch zusätzlich. Das wie Lindner als »Ausdruck des 
Verantwortungsgefühls gegenüber kommenden Generationen« zu  
bezeichnen, ist schwer dreist und verdient die »Goldene Bettpfanne«. -dab

altenpflege.verdi.de

facebook.com/altenpflege.aktiv

V.i.S.d.P.: Sylvia Bühler, ver.di-Bundesvorstand, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
Redaktionsrat: ver.di-Bundesfachkommission Altenpflege, Bearbeitung: Daniel Behruzi,
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Christian Lindner
(FDP), Bundesfinanz- 
minister

kirchlich Beschäftigtefür
Gleiches Recht[ !kirchlich Beschäftigtefür

Gleiches Recht[ ![ !

Unterzeichne 
die Petition hier:

openpetition.de/!bhlbd

Über die Vier-Tage-Woche wird in 
Deutschland derzeit viel diskutiert. Im 
DRK-Kreisverband Sangerhausen wird 
sie demnächst Realität. Laut einem von 
ver.di Ende Mai erzielten Tarifvertrag 
wird die Wochenarbeitszeit der rund 
400 Beschäftigten – die überwiegend 
in der stationären und ambulanten 
Pflege tätig sind – bis Dezember 2025 
von 40 auf 36 Stunden reduziert.  
Die Arbeit soll dann regelmäßig auf 
vier Tage pro Woche verteilt werden. 
Die Arbeitszeitverkürzung entspricht  
rechnerisch einer Lohnerhöhung von 
über elf Prozent. 2025 gibt es weitere 
5,5 Prozent mehr Geld.

In Baden-Württemberg hat die grün-
schwarze Landesregierung die Er-
richtung einer Pflegekammer mit 
Pflichtmitgliedschaft und Beiträgen 
beschlossen. Die Vertreterversammlung 
wird zwar nur gewählt, wenn 60 Pro-
zent der Pflegefachpersonen registriert 
sind. Doch die Registrierung erfolgt 
über die Arbeitgeber, die Betroffenen 
müssen aktiv widersprechen. »Die 
Chance auf eine echte demokratische 
Legitimation ist damit vertan«, kom-
mentierte ver.di-Landesfachbereichslei-
terin Irene Gölz. »Wer so handelt, traut 
seinen angeblich guten Argumenten 
wenig Überzeugungskraft zu.«
£   pflegekammer.verdi.de

Vier-Tage-Woche beim DRK Wenig Überzeugungskraft

http://gleichesrecht.verdi.de
http://verdi-bub.de/3892
http://verdi-bub.de/fachtagung-altenpflege
http://openpetition.de/!bhlbd

